
daß ein Elternteil durch die Pflege des Kindes an der 
Ausübung einer Berufstätigkeit gehindert war. Diese 
Regelung benachteiligte diejenigen Werktätigen, die 
trotz der Pflege eines Kindes zum Teil stundenweise 
oder in Heimarbeit noch berufstätig waren, und wurde 
deshalb nicht mehr aufgenommen (§§ 55 Abs. 6, 60 
Abs. 3).

§ 47 regelt die Rentenansprüche für Mitarbeiter in Ein­
richtungen des Gesundheits- und Sozialwesens, die sich 
aus dem Gemeinsamen Beschluß des Politbüros des 
Zentralkomitees der SED, des Ministerrates der DDR 
und des Bundesvorstandes des FDGB vom 25. Septem­
ber 1973 zur Verbesserung der medizinischen Betreu­
ung der Bürger ergeben./5/ Bei der Berechnung der 
Renten der Mitarbeiter solcher Einrichtungen beträgt 
der Steigerungsbetrag 1,5 Prozent ihres jährlichen 
Durchschnittsverdienstes, wenn sie mindestens zehn 
Jahre ununterbrochen im Gesundheits- und Sozialwe­
sen tätig waren. Damit sollen die physischen und 
psychischen Belastungen dieser Mitarbeiter im Beruf 
und ihr selbstloser Einsatz bei der Behandlung und 
Pflege kranker Menschen gewürdigt werden. Mit der 
VO über die Erhöhung der vor dem 1. Juli 1974 fest­
gesetzten Renten für langjährig beschäftigte Mitarbei­
ter in Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens 
vom 4. April 1974 (GBl. I S. 231) wird die Regelung des 
§ 47 RentenVO auch auf solche ehemaligen Mitarbeiter 
des Gesundheits- und Sozialwesens ausgedehnt, die be­
reits Rentner sind oder deren Rentenanspruch noch vor 
dem 1. Juli 1974 entstanden ist.
Die zahlreichen seit 1959 erlassenen Bestimmungen über 
Leistungen der Sozialfürsorge einschließlich der in Ver­
wirklichung des sozialpolitischen Programms getroffe­
nen Regelungen sind mit der VO über Leistungen der 
Sozialfürsorge — Sozialfürsorgeverordnung — vom 
4. April 1974 (GBl. I S. 224) durch eine wesentlich ein­
fachere und überschaubarere, für die Bürger und die 
örtlichen Staatsorgane besser handhabbare Rechtsvor­
schrift ersetzt worden./5a/

Die inhaltliche Ausgestaltung der Leistungen der So­
zialfürsorge wurde, da sie sich in der Praxis bewährt 
hat, weitestgehend beibehalten. Veränderungen wurden 
nur in Einzelfällen auf Grund praktischer Erfahrungen 
bzw. auf Grund der Erfordernisse des Gesetzes über 
die örtlichen Volksvertretungen und ihre Organe aufge­
nommen. Neu ist beispielsweise die ausdrückliche Fest­
legung eines Anspruchs auf Sozialfürsorgeunterstützung 
bei Vorliegen der gesetzlich geforderten Voraussetzun­
gen (§§ 1, 25). Präzisiert wurden die Bestimmungen 
über die Entscheidung über Leistungen durch die ört­
lichen Räte und über die ehrenamtliche Mitarbeit der 
Bevölkerung, insbesondere durch die Tätigkeit der So­
zialkommissionen, bei den Räten der Gemeinden, 
Städte, Stadtbezirke und Kreise (§§ 29, 31).

Die auch für die Rechtsprechung wesentlichen Regelun­
gen über die Entlastung Werktätiger von familienrecht­
lichen Unterhaltsverpflichtungen sind in §§ 23 bis 26 
enthalten. Hervorzuheben ist § 26, der festlegt, unter 
welchen Voraussetzungen Sozialfürsorgeleistungen an 
Unterhaltsberechtigte trotz des Unterhaltsanspruchs ge­
zahlt werden und daß dieser Anspruch bis zur Höhe 
der tatsächlichen Sozialfürsorgeleistungen gemäß § 21 
Abs. 2 FGB auf den zuständigen örtlichen Rat über­
geht.
Für die Rechtsprechung von Bedeutung sind auch § 72 
Abs. 1 RentenVO und § 36 Abs. 1 Sozialfürsorge VO, wo-

/5/ Veröffentlicht im ND vom 27. September 1973, S. 3.
/5a/ Zur Durchführung der SoziaJfürsorgeVO hat der Minister 
für Gesundheitswesen eine Richtlinie vom 1. Juli 1974 (Ver­
fügungen und Mitteilungen des Ministeriums für Gesund­
heitswesen 1974, Nr. 11, S. 67) erlassen.

Aus dem Alltag
des Rechtsstaats der Monopole

Persilwäsche für Naziverbredier

Bürgerliche Staranwälte kassieren gewöhnlich fünfstellige 
Honorare, wenn es ihnen gelingt, einen Kapitalverbrecher 
herauszupauken. Richter und Staatsanwälte der BRD haben 
solche „Glanzleistungen“ kapitalistischer Jurisprudenz in 
Verfahren gegen faschistische Kriegs- und Menschlichkeits­
verbrecher unzählige Male gratis geliefert.
Wer geglaubt hatte, daß die BRD-Justiz derartige Ver­
brechen jetzt endlich mit der Elle des Völkerrechts messen 
werde, mußte sich durch die Justizskandale der jüngsten 
Zeit eines anderen belehren lassen.
Vom Kieler Schwurgericht wurde am 17. Juni 1974 der An­
geklagte Riedel, ehemaliger Führer einer Einheit der „ge­
heimen Feldpolizei“, freigeprochen, obwohl ihm die Ver­
gasung von mindestens sieben sowjetischen Zivilisten nach­
gewiesen werden konnte. Eigentlich, so gestand der lang­
jährige Polizeihauptkommissar im BRD-Landeskriminalamt 
Schleswig-Holstein, habe er seine Opfer durch Genickschuß 
töten wollen. Auf Grund der Ende 1943 herannahenden 
Front und der von sowjetischen Partisanen ausgehenden 
Gefahr habe die faschistische Feldpolizei Erschießungen 
jedoch nicht mehr gewagt. Aus Furcht, aber auch aus „Mit­
leid" habe er nach einer „humaneren Tötungsweise“ gesucht. 
„Durch Abgase getötete Menschen“, so Riedel in der Haupt­
verhandlung, „sahen so friedlich aus."
Die Richter, die über den Fall zu urteilen hatten, teilten - 
wie der „Frankfurter Rundschau“ vom 18. Juni 1974 zu ent­
nehmen ist — den Zynismus und die Diktion des Angeklag­
ten. Dieser, so fand der Vorsitzende des Kieler Schwur­
gerichts, Hans-Joachim Hartwig, heraus, habe weder grau­
sam noch heimtückisch im Sinne des in der BRD geltenden 
Mordparagraphen getötet. Schließlich sei die Bewußtlosigkeit 
der Opfer ja bereits 60 bis 90 Sekunden nach dem Ein­
strömen der Auspuffgase eingetreten. „Dem seien Schwin­
delgefühle, Unwohlsein und leichte Krämpfe vorausgegan­
gen. Das allein reiche jedoch für die Annahme von Grau­
samkeiten nicht aus.“
Zu dieser Teufelei gelang dem Schwurgericht allerdings noch 
eine Steigerung. Die ermordeten Zivilisten, so verhöhnte 
Richter Hartwig die Opfer, „seien auch nicht arglos gewesen, 
sondern hätten von der Existenz des Gaswagens gewußt". 
Das Töten eines politischen Gegners ist demnach erlaubt, 
wenn es nur einigermaßen schmerzlos erfolgt und der Um­
gebrachte sich sein Schicksal vorher ausrechnen konnte.
Dieses Urteil ist keine einmalige Entgleisung, sondern folgt 
der höchstrichterlichen Rechtsprechung in der BRD. Erst kürz­
lich sprach der 2. Strafsenat des Bundesgerichtshofs den * 
ehemaligen SS-Arzt Dr. Kurt Borm frei, obwohl dieser in den 
Jahren 1940/41 nachweislich 6 652 Geisteskranke zur Ver­
nichtung selektiert hatte. Bei Borm, dessen Opfer selbst im 
Sinne des BRD-Strafrechts heimtückisch getötet wurden, fand 
der Bundesgerichtshof heraus, der Angeklagte „habe zur 
Tatzeit nicht gewußt und nicht wissen müssen, daß die Tö­
tungen der Geisteskranken heimtückisch gewesen seien“ 
(Süddeutsche Zeitung (München) vom 28. Juni 1974).
In 22 Prozessen gegen Naziverbrecher, die im vergangenen 
Jahr in der BRD abgeschlossen wurden, sind 14 direkte Frei­
sprüche, 3 Verfahrensaussetzungen bzw. -abtrennungen und 
3 Schuldsprüche ohne Strafzumessung erfolgt.
Obwohl die meisten Blutjuristen der Naziära die Robe in­
zwischen an den Nagel gehängt haben, ist ihr Ungeist kei­
neswegs aus den Gerichtssälen der BRD verschwunden. 
Denn schließlich entstammen die faschistischen Verbrechen 
ebenso wie ihre nachträgliche Rechtfertigung durch die BRD- 
Justiz ein und demselben Schoße: der Herrschaft des deut­
schen Imperialismus. Wird diese Kontinuität gebrochen, 
dann fällt auch der Gegensatz zwischen dem Völkerrecht und 
den Rechtsmaßstäben der BRD.
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